= Wi 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— 


— Nr. 15. —— 


— [022 


(Nr. 2575.) Allerhoͤchſte Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde für. die Prinz Wilhelm 
Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 2. Mai 1845. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem Wir bereits durch Unſere Order vom 21. Juni v. J. zur Anlage 
einer Eiſenbahn von der Ruhr, der Stadt Steele gegenuͤber, nach Vohwinkel 
zum Anſchluß an die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn Unſere Zuſtimmung er— 
a haben, wollen Wir die Geſellſchaft, welche nach der anliegenden Nota— 


Nalurfunde vom 12. März d. J. zur Erbauung und Benutzung der gedachten 
Eiſenbahn unter der Benennung: 


Prinz Wilhelm Eiſenbahngeſellſchaft, 


mit einem Grundkapitale von 1,300,000 Rthlr. gebildet worden iſt, als eine 
Aktiengeſellſchaft nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 9. November 1843. 
lermit beſtaͤtigen und die in jener Notarialurkunde enthaltenen Statuten dieſer 
Geſellſchaft hierdurch genehmigen. 

Die gegenwaͤrtige Konzeſſions- und Beſtaͤtigungsurkunde ſoll mit Unſe— 
rer Order vom 21. Juni v. J. und nebſt den beſtaͤtigten Statuten durch die 
Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 


Gegeben Potsdam, den 2. Mai 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. Ühden. 


Jahrgang 1843. (Nr. 2878.) 39 (Allerhoͤchſte 
Ausgegeben zu Berlin den 10. Juni 1845. 
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(Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 21. Juni 1844, die Genehmigung der Eiſenbahnanlage 
von der Ruhr, der Stadt Steele gegenuͤber, nach Duͤſſeldorf.) 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums vom 30. v. M. will Ich zur An 
lage einer Eiſenbahn von der Ruhr, der Stadt Steele gegenuͤber, nach Voh⸗ 
winkel zum Anſchluß an die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn, hierdurch Meine 
Zustimmung ertheilen und die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft zur Ausfuͤh— 
rung dieſes Unternehmens mit einem Grundkapitale von 1,300,000 Kthlr. hier⸗ 
mit genehmigen. — Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber die 
Eiſenbahnunternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die Expropriation, auf dieſes Unter: 
nehmen Anwendung finden ſollen. 


Sansſouci, den 21. Juni 1844. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Statuten der Prinz Wilhelm Eiſenbahngeſellſchaft. 
er. 


Unter der Benennung: 
Prinz Wilhelm Eiſenbahn 


wird eine anonyme Geſellſchaft nach den Beſtimmungen des Preußiſch⸗Rheini⸗ 
ſchen Handelsgeſetzbuchs und zwar nach den Artikeln neun und zwanzig bis 
ſieben und dreißig deſſelben, ſo wie des Geſetzes uͤber Aktiengeſellſchaften vom 
neunten November tauſend achthundert drei und vierzig (Geſetzſammlung Numerd 
ein und dreißig) zur Erbauung und Benutzung einer Eiſenbahn von der 
Ruhr, der Stadt Steele 8 Bu über Langenberg und Neviges nach Bohr 
winkel zum Anſchluß an die Duͤſſeldorf-Elberfelder Eiſenbahn gebildet. 
Dieſelbe iſt auf eine gewiſſe Zeitdauer nicht beſchraͤnkt. 


. 2. a 


Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen 
oder andere Befoͤrderungsmittel fuͤr eigene Rechnung uͤbernehmen, auch, ſo weit 
fie es ihrem Intereſſe gemäß findet, oder geſetzlich dazu verpflichtet iſt, Anderen 
die Mitbenutzung der Bahn zu Perſonen- und Waarentransporten, gegen 
Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geſtatten. 8.3 
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$. 3. 


f Sollte in Folge weiterer Vervollkommnung in den Transportmitteln 

eine noch beſſere oder wohlfeilere Foͤrderung der Transporte, als auf Eiſen⸗ 

ſchienen, moͤglich werden, ſo kann die Geſelſſchaft auch das neue Foͤrderungs— 

mittel herſtellen, und die Bahn demſelben angemeſſen benutzen, ſofern deſſen 
enutzung vom Staate geſtattet wird. 


$. 4. 


Das Domizil der Geſellſchaft, ſowie der Sitz ihrer Verwaltung i 
Bergifch - Langenberg. ; N 


$. 5. 


Das zur Ausführung der Bahn erforderliche Aktienkapital iſt auf: 
Eine Million und Dreimal Hundert Tauſend Thaler Preußiſch 
Kourant 
feſtgeſetzt, und zerfaͤllt in Dreizehntauſend auf den Inhaber lautende Aktien, 
ede im Betrage von Ein Hundert Thalern Preußiſch Kourant. 


$. 6. 
i Die Einzahlungen auf die Aktien erfolgen gegen Interimsquittungen, 
im Raten von Zehn Prozent in Berlin, Köln, Duͤſſeldorf und zu Langenberg 
im Komptoir der Geſellſchaft, nach den deshalb von der Direktion zu erlaſſen⸗ 
den Beſtimmungen, und zwar innerhalb eines Monats nach der geſchehenen 
offentlichen Aufforderung in den weiter unten im F. achtzehn genannten 


Blaͤttern. 
7. 


Die Aktionaire, welche binnen der oben bezeichneten Friſt von einem 
Monat die Zahlung der ausgeſchriebenen Raten nicht leiſten, haben eine Kon⸗ 
ventionalſtrafe von zehn Prozent der in Ruͤckſtand gebliebenen Raten zum 

ortheil der Geſellſchaft verwirkt. Wenn innerhalb zweier fernerer Monate, 
nach einer erneuerten oͤffentlichen en die Zahlung noch immer nicht 
erfolgt, fo iſt die Geſellſchaft berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als 
verfallen, und die durch die Ratenzahlungen, ſo wie durch die urſpruͤngliche 
Nerzeichnung dem Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von 
lktien für vernichtet zu erklaͤren. 
Eine ſolche Erklaͤrung erfolgt nach Beſchluß der Direktion durch Öffent- 
liche Bekanntmachung unter Angabe der Nummern der Quittungsbogen, die 
gleichzeitig für null und nichtig erklaͤrt werden. i hs 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktionaire koͤnnen von 
der Direktion neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 

Hierdurch wird jedoch in der Vorſchrift des Geſetzes vom dritten No⸗ 
vember tauſend achthundert acht und dreißig, $. zwei, Numero drei (Geſetzſamm⸗ 
ung, Seite fuͤnfhundert fünf), wonach der Zeichner der Aktien für die Ein⸗ 
zahlung von vierzig Prozent des Nominalbetrages der Aktie unbedingt verhaftet 
Gr. 2578.) 39 * bleibt, 


8 


— 262 — 


bleibt, nichts geaͤndert, und iſt die Direktion daher auch berechtigt, ſo lange 
die erſten Aktienzeichner nicht ihrer Verhaftung entlaſſen ſind, die fälligen 
a nebſt der Konventionalſtrafe gegen dieſelben gerichtlich ein— 
zuklagen. 


H. 8. 


Ueber die Ratenzahlungen werden mit Nummern bezeichnete Quittungs— 
bogen auf den Namen lautend ertheilt, und dieſe bei der letzten Zahlung gegen 
die Aktiendokumente ausgewechſelt. Bis dahin vertreten erſtere deren Stelle 
in jeder Hinſicht. b 

Die Richtigkeit der Zeſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die 
Geſellſchaft zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

Saͤmmtliche auf die Aktien geleiſtete Einzahlungen werden waͤhrend der 
Bauzeit bis zum Schluſſe des Jahres, in welchem die ganze Bahn von der 
Ruhr, Steele gegenuͤber, bis Vohwinkel in Betrieb geſetzt wird, mit vier Pro— 
zent jährlich verzinſet. Dieſe Zinſen werden aus dem Aktienkapital (F. fuͤnf) 
genommen, ſoweit ſie nicht durch den bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betrieb 
aufkommenden Ertrag gedeckt werden. 


H. 9. 


Die Aktiendokumente werden von ſaͤmmtlichen Direktoren unterzeichnet, 
nach dem dieſem Statut angehaͤngten Formulare ſtempelfrei ausgefertigt und 
mit fortlaufenden Nummern von eins bis dreizehntauſend bezeichnet. Mit den 
Aktien werden Dividendenſcheine nach dem ebenfalls dieſem Statut ange— 
haͤngten Formulare auf zehn Jahre ausgegeben, welche nach Ablauf dieſes 
Zeitraums durch eine neue Serie von zehn Scheinen erſetzt werden. 


$. 10. 


Vom erſten Januar des auf die Eroͤffnung der ganzen Bahn folgenden 
Jahres ab, wird der aufkommende Ertrag der Bahn nach Maaßgabe der 
folgenden Beſtimmungen als Dividende auf das Aktienkapital vertheilt. 


1) Aus dem aufgekommenen Ertrage werden zunaͤchſt die Verwaltungs- 
Betriebs- und Une hene mit Einſchluß der fuͤr die Erneuerung 
des Oberbaues und des Betriebsmaterials erforderlichen Betraͤge ent— 
nommen. 


2) Von dem hiernach verbleibenden Ertrage wird jaͤhrlich auf den 2 
der Direktion eine vom Verwaltungsrath feſtzuſetzende, auf keinen Fa 
jedoch die Summe von zehntauſend Thalern uͤberſteigende Quote zur 
Bildung eines Reſervefonds für außerordentliche und nicht vorherzu— 
ſehende Falle zuruͤckgelegt. Der Geſammtbetrag dieſes Reſervefonds ſoll 
die Summe von hunderttauſend Thalern nicht uͤberſteigen. 


3) Der nach Abzug dieſer beiden Beträge bleibende Reſt bildet den Rein⸗ 
Ertrag, welcher als Dividende an die Aktieninhaber vertheilt wird. 
$. 11. 
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K. 


Die Rechnungsablage findet jedes Jahr in der ordentlichen, im zweiten 
Quartale des auf das abgelaufene Betriebsjahr folgenden Jahres einzuberu: 
enden Generalverſammlung der Aktionaire Statt. 


§. 12. 


Die Dividenden, welche nicht innerhalb vier Jahren, vom Tage der 
erſten öffentlichen Aufforderung an gerechnet, und nach zweimal, in Zwiſchen⸗ 
räumen von wenigſtens einem Jahre, wiederholt erlaſſenen desfallſigen öffent 
ichen Aufforderungen in Empfang genommen worden ſind, verfallen der 
Geſellſchaft. 


$. 13. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
mortifizirt werden, ſo erlaͤßt die Direktion dreimal, in Zwiſchenraͤumen von vier 
onaten, eine öffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzuliefern, oder die 
etwaigen Rechte an dieſelben geltend zu machen. Sind, nachdem zwei Monate 
nach der letzten Aufforderung vergangen, die Dokumente nicht eingeliefert, oder 
die Rechte nicht geltend gemacht worden, ſo ſpricht das Koͤnigliche Landgericht 
zu Elberfeld auf den Antrag der Direktion, auf den Grund des von derſelben 
nach den obigen Vorſchriften in den im H. achtzehn dieſes Statuts genannten 
Blaͤttern erlaſſenen Aufgebots, die Amortiſation der in Frage ſtehenden Do- 
kumente aus. An die Stelle der mortifizirten Dokumente fertigt die Direktion 
neue aus. Die Koſten dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern 
den Betheiligten zur Laſt. 


§. 14. 


Die Geſchaͤfte der Geſellſchaft werden durch eine Direktion gefuͤhrt und 
durch einen Verwaltungsrath überwacht, deren Mitglieder in der General⸗ 
Verſammlung durch abſolute Stimmenmehrheit gewaͤhlt werden. 


§. 15. 


Die Direktion beſteht aus drei Mitgliedern, einſchließlich des Spezial⸗ 
Direktors, die mit wenigſtens zehn Aktien bei der Geſellſchaft betheiligt ſein 
muͤſſen. Der Spezial⸗Direktor hat ſeinen Wohnſitz in „ die beiden 
anderen Direktoren werden aus ſolchen Aftionairen gewählt, deren ‚Domizil 
nicht tiber ſechs Meilen von der Bahn entfernt iſt. $ 

Die Dauer der Amtsfuͤhrung des Spezial: Direktors, fo wie das dem⸗ 
ſelben auszuſetzende Gehalt haͤngt von dem mit demſelben durch die beiden 
andern Direktoren unter Genehmigung des Verwaltungsrathes abzuſchließenden 
Vertrage ab. Nur muß die Dauer der Anftellung auf eine gewiſſe Zeit be— 
ſchraͤnkt fein. 

Vron den beiden anderen Direktoren ſcheidet alle drei Jahre in der erſten 
Sitzung der Direktion, welche auf die ordentliche Generalverſammlung folgt, 
einer aus, und ein neuer tritt ein, der von der gedachten Generalverſammlung 

zu 


(Nr. 2575) 
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u wählen if. (S. H. ſieben und zwanzig.) Der Austretende iſt indeß von 
Gen waͤhlbar. 
Der Austritt 2 das erſtemal durchs Loos, ſpäterhin entſcheidet 
darüber die Anziennitaͤt. Tritt im Laufe des Jahres eine Vakanz in der Di: 
rektion ein, ſo wird dieſelbe bis zur naͤchſten Generalverſammlung durch den 
Verwaltungsrath proviſoriſch beſetzt. f 


$. 16. 


„Die Direktion verſammelt ſich regelmaͤßig in periodiſchen, im Voraus 
am ihr feſtzuſetzenden Sitzungen, wozu es einer beſondern Einladung nicht 
edarf. 


=» 


Für die Erlaſſe der Direktion genügt die Unterſchrift eines Mitgliedes 
derſelben, mit Ausnahme von Berichten an die Behörden, ausgefertigten 
Schreiben an dritte Perſonen, und bei Dispoſitionen über mehr als Fünf: 
hundert Thaler, wozu zwei Unterſchriften erforderlich ſind. 


„. 18, 


Alle Bekanntmachungen der Direktion ſind in eine auf die dabei 
betheiligten Perſonen genuͤgend erlaſſen, wenn ſie in einer Berliner, einer Koͤlner, 
einer Elberfelder und einer Duͤſſeldorfer Zeitung, oder einem andern, an den 
gedachten Orten erſcheinenden Blatte erſchienen ſind. 


§. 19. 


Die Direktion hat die obere Leitung der Gefchäfte und Angelegenheiten 
der Geſellſchaft, namentlich des Baues und Betriebs der Bahn. Sie vertritt 
daher die Geſellſchaft in allen ee an und Vertraͤgen mit Behoͤrden 
oder dritten Perſonen, insbeſondere auch bei Vergleichen, Erwerbung und 
Veräußerung von Immobilien, Eintragung und Loͤſchung von Hypotheken, 
ſowie bei Rechtsſtreitigkeiten oder ſonſtigen gerichtlichen Verhandlungen. 

Bei jeder Wahl von ee der Geſellſchaft wird ein 
Notar anweſend ſein, welcher dieſe Wahl durch ein von ihm aufzunehmendes 
Protokoll konſtatirt. Der Nachweis ihrer Legitimation wird durch eine beglau— 
bigte Abſchrift dieſes Protokolls ertheilt. 


H. 20. 


Die Anſtellung und Entlaſſung der Beamten der Geſellſchaft, ſowie die 
Feſtſtellung ihrer Beſoldung gehen von der Direktion aus. Penſionen zu Laſten 
der Geſellſchaft zu bewilligen, iſt ſie jedoch unter keinen Umſtaͤnden, außer mit 
Bewilligung der Generalverſammlung befugt. 


$. 21. 


Zur Ausführung von Beſchluͤſſen über folgende Gegenſtaͤnde bedarf die 

Direktion der Zuſtimmung des Verwaltungsraths: 
a) Bei Kauf und Veraͤußerung von Immobilien, mit Ausnahme = zum 
wecke 
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Zwecke der Bahnanlage und aller dabei erforderlichen Arbeiten zu er⸗ 
werbenden, resp. erworbenen und ſpaͤter zu dieſem Zwecke nicht mehr 
erforderlichen Immobilien. 

b) Wenn Leiſtungen von Arbeiten oder Lieferungen auf anderem Wege, als 
dem des öffentlichen Verdings an den Mindeſtfordernden beſchafft wer⸗ 
* 9 85 in ſofern das Objekt die Summe von zweitauſend Thalern 
uͤberſteigt. 

c) Bei Ankauf oder Verkauf von Maſchinen und Utenfilien, wenn deren 
Werth die Summe von zweitauſend Thalern uͤberſteigt. 

d) Bei Auffuͤhrung von Gebaͤuden, deren Koſten ſich hoͤher als die Summe 
von zehntauſend Thalern belaufen. 

e) Bei Feſtſetzung des Bahngeldes und des Tarifs fuͤr den Transport von 
Perſonen, Waaren und fonftigen Gegenſtaͤnden, und endlich 

) bei Vereinbarungen mit Unternehmern anderer Eiſenbahnen zum Zwecke 
des Anſchluſſes. 


Die Genehmigung des Verwaltungsraths kann, ſoweit es thunlich, 
che rig oder auch nach einem allgemeinen jaͤhrlich aufzuſtellenden Etat er— 
eilt werden. 


H. 22. 


Die Direktion iſt verpflichtet, dem Verwaltungsrath vierteljaͤhrig einen 
ausfuͤhrlichen Bericht uͤber die Lage und den Fortgang des Geſchaͤfts zu er⸗ 
Natten, und demfelben die im $. eilf gedachte Nechnungsablage jährlich zur 
Prüfung und Decharge vorzulegen. Ebenſo ift die Direktion gehalten, jährlich 
die im F. vier und zwanzig des Geſetzes vom neunten en tauſend acht⸗ 
hundert drei und vierzig vorgeſchriebene Bilanz in der Art zu ziehen, daß die 

ahn und deren Inventar zum koſtenden Preiſe in Anrechnung gebracht, fuͤr 
etwaigen Verſchleiß aber gewiſſe durch die Erfahrung ſich ermittelnde Prozent⸗ 
ſaͤte in Abzug gebracht werden. 


§. 23. 


Die Mitglieder der Direktion erhalten außer dem Erſatz der Reiſekoſten 
oder anderer durch ihre Funktionen veranlaßten Auslagen fuͤr ihre Bemuͤhun⸗ 
gen eine vom Verwaltungsrathe zu beſtimmende Remuneration. 


H. 24. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus ſieben Mitgliedern, die von der Ge⸗ 
neralverſammlung aus der Zahl derjenigen Aktionaire gewaͤhlt werden, welche 
mit wenigſtens fuͤnf Aktien bei der Geſellſchaft betheiligt ſind, und deren Wohn⸗ 
ort nicht uͤber zehn Meilen von der Bahn entfernt iſt. . 

Von den Mitgliedern des Verwaltungsraths ſcheiden in der letzten 
Sitzung deſſelben, welche der ordentlichen Generalverſammlung (Siehe H. ſieben 
und zwanzig) vorhergeht, im erſten und zweiten Jahre zwei, im dritten Jahre 
u drei aus, an deren Stelle in der gedachten Verſammlung neue gewählt 

erden. 

(Nr. 2878.) Der 
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Der Austritt erfolgt im erſten und zweiten Jahre durchs Loos, fpäter 
nach der Anziennitaͤt. Die Ausgetretenen ſind von Neuem waͤhlbar. 


H. 25. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus ſeiner Mitte einen Praͤſidenten. Er 
verſammelt ſich alle drei Monate in Langenberg auf eine vom Vorſitzenden 
wenigſtens acht Tage vorher zu erlaſſende Einladung. Doch kann der Vor⸗ 
ſitzende, wenn er es noͤthig findet, oder wenn die Direktion darauf antraͤgt, 
auch außerordentliche Verſammlungen des Verwaltungsrathes in derſelben 
Weiſe A e 

er Verwaltungsrath beſchließt nach einfacher Stimmenmehrheit, außer 
in dem im F. ſechs und zwanzig angegebenen Falle. Bei Stimmengleichheit 
entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die Protokolle der Verwaltungs— 
Raths⸗Sitzungen werden von den anweſenden Mitgliedern unterſchrieben. 
Die Ausfertigung der Beſchluͤſſe geſchieht durch die Direktion. 


$. 26. 


Der Verwaltungsrath nimmt vierteljaͤhrig den Geſchaͤftsbericht der 
Direktion entgegen, er pruͤft die von derſelben ihm vorzulegenden Etats und 
beſchließt uͤber die von der Direktion an ihn gerichteten Antraͤge. Auch hat er 
uͤber die jaͤhrlich von der Direktion abzulegende Rechnung nach erlangter 
Ueberzeugung von deren Richtigkeit Decharge zu ertheilen. a 

Der Verwaltungsrath iſt befugt, durch feinen Praͤſidenten oder durch ein 
von ihm beſonders dazu delegirtes Mitglied in dem Buͤreau der Direktion von 
7 e „ Beſchluͤſſen, Büchern und Dokumenten ſich Einſicht zu ver⸗ 

affen. 

Die Direktion muß ſtets in den Sitzungen ſein, ſofern nicht Perſonalia 
derſelben vorkommen. 

Mit einer Majoritaͤt von wenigſtens fünf Stimmen kann der Verwal— 
tungsrath einen Direktor vom Dienſte ſuspendiren „ it aber verpflichtet, in der 
naͤchſten Genera lverſammlung eine desfallſige Entſcheidung einzuholen. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten außer dem Erſatz ihrer 
Reiſekoſten und etwaigen baaren Auslagen keine Remuneration. 


H. 27. 


Die Generalverſammlung der Aktionaire wird jährlich im zweiten Quar— 
tale des Jahres regelmaͤßig, ſonſt nur außerordentlich durch die Direktion 
wenigſtens vier Wochen vor dem dazu beſtimmten Termine mittelſt Bekannt— 
ee durch die im F. achtzehn genannten öffentlichen Blätter zuſammen 
erufen. 8 
Außerordentliche Generalverſammlungen beruft die Direktion auf den 
Beſchluß des Verwaltungsrathes oder auf den Antrag einzelner Aktionaire, 
welche wenigſtens hundertfuͤnfzig Stimmen in ſich vereinigen. Bei Berufung 
außerordentlicher Generalverſammlungen ſind die Gegenftände, die in daſeler 
zu 
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dur Berathung kommen ſollen, in die zu dieſem Zwecke zu erlaffende Bekannt: 
machung kurz aufzunehmen. ! a ® 


H. 28. 


Gi Die ordentliche Generalverſammlung hat regelmäßig die Rechnungsablage 
S. eilf) und den Bericht der Direktion Uber den Betrieb und die Lage des 

eichäfts entgegenzunehmen. Dann werden die Hh. fünfzehn und vier und 
wanzig erwaͤhnten Wahlen der Mitglieder der Direktion und des Verwaltungs⸗ 
u athes darin vorgenommen; fie entſcheidet ferner tiber die von der Direktion, 
on dem Verwaltungsrathe oder von einzelnen Stimmberechtigten vorliegenden 
ſuntrage. Gegenſtand der Berathungen von außerordentlichen Generalver— 
uummlungen ſind uͤbrigens alle Angelegenheiten der Geſellſchaft, welche nicht 
bench die Beſtimmungen des gegenwaͤrkigen Statuts ausdruͤcklich zum Reſſort 
er Direktion oder des Verwaltungsrathes verwieſen ſind, oder auch Letztere, 
enn die Direktion oder der Verwaltungsrath im beſondern Falle eine Be— 
ſchlußnahme der Generalverſammlung fuͤr angemeſſen halten, endlich auch die— 
Ienigen, deren Berathung in einer Generalverſammlung durch Aktionaire gemaͤß 
ſieben und zwanzig provozirt wird. 


| $. 29, 


R Jeder Aktionair iſt berechtigt, in der Generalverſammlung zu erſcheinen, 

Bo an den Verhandlungen Theil zu nehmen, jedoch verleiht ihm nur der 
eſitz von drei Aktien eine Stimme. 

od Wer perſoͤnlich nicht erſcheint, kann ſich durch feine geſetzlichen Vertreter 

[ er durch Bevollmaͤchtigte, welche aber felbft Aktionaire fein muͤſſen, vertreten 

„fen. Mehr als dreißig Stimmen dürfen weder durch eigenen Aktienbeſitz, 
och durch Vertretung in einer Hand vereinigt ſein. 


H. 30. 


h Die Aktionaire, welche in der Generalverſammlung perſoͤnlich erſcheinen, 
laben ſich wenigſtens acht Tage vor Beginn des Tages der Generalverſamm— 
8 bei der Direktion über den Beſitz 1 8 Aktien auszuweiſen und dagegen 
Ye Stimmzettel in Empfang zu nehmen. Jeder perfönlich erſcheinende 
Aetionalr iſt ferner verpflichtet, beim Eintritt in die Generalverſammlung ſeine 
ktiendokumente vorzuzeigen. Bevollmaͤchtigte haben ſich durch ein beglaubigtes, 
dicht uͤber vierzehn Tage altes Vollmachtsdokument, bei deſſen Beglaubigung 
le Aktien des Mandanten dem beglaubigenden Beamten vorgezeigt, und in der 
ü unde ſpezifizirt worden ſind, oder durch eine Vollmacht unter Privatunter— 
chrift mit gleichzeitiger Vorzeigung der Aktien des Mandanten ebenfalls we— 
igſtens acht Tage vor dem Beginn des Tages der Generalverſammlung zu 
egitimiren. 

$. 31. 


Die Generalverſammlung wählt aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden, 
welcher einen Protokollführer und zwei Skrutatoren ernennt. Das Protokoll 
ird von dem Vorſitzenden, den anweſenden Direktoren, dem Protokollfuͤhrer 
Jahrgang 1848. (Nr. 2575.) 40 Aus 


EEE 


und denjenigen Aktionairen, welche es verlangen, unterzeichnet. Alle Wahlen 
und Beſchluͤſſe der Generalverſammlung mit Ausnahme der in den $$. drei 
und dreißig und vier und dreißig genannten Faͤlle geſchehen mit abſoluter 
zun; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor— 
ſitzenden. 


§. 32. 

Der Verwaltungsrath und die Direktion ſind verpflichtet, diejenigen 
Gegenſtaͤnde, welche ſie in der Generalverſammlung zur Berathung zu brin⸗ 
gen beabſichtigen, ſich gegenſeitig ſpaͤteſtens acht Tage vorher mitzutheilen. 
Beſondere Anträge einzelner Aktionaire find ſpaͤteſtens vierzehn Tage vorher, 
und wenn ſie auf Veraͤnderungen im Statut gerichtet ſind, vor Einberufung 
der General-Verſammlung der Direktion ſchriftlich mitzutheilen, widrigenfalls 
dieſelben gar nicht zur Eroͤrterung . duͤrfen. 


Antraͤge auf Abaͤnderungen im Statut ſind in die Bekanntmachung, 
durch welche die Generalverſammlung berufen wird, aufzunehmen; Beſchluͤſſe 
daruͤber ſind nur dann guͤltig, wenn ſie mit einer Mehrheit von drei Viertheilen 
der anweſenden oder vertretenen n gefaßt werden. 

1 


Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer für dieſen Zweck be 
ſonders angekuͤndigten Generalverſammlung, in welcher alle Aktionaire das 
Stimmrecht auszuuͤben berechtigt ſind, und wo jede Aktie eine Stimme hat, 
mit einer Mehrheit von drei Viertheilen der Stimmen beſchloſſen werden. 

Die Auflöfung erfolgt dann nach Maaßgabe der im Paragraph neun 
und zwanzig des Geſetzes vom neunten November tauſend achthundert drei 
und vierzig enthaltenen Beſtimmungen. 


Schema der Aktie 


N. | A Th. 100 Preuss. Gt. 
der 
Nrinz Wilen E I Se in b ash 
uͤber 


Einhundert Thaler Preuss. Courant. 


Inhaber dieſer Aktie nimmt in Gemaͤßheit des am 
von Sr. Majeſtaͤt dem Könige beftätigten Statutes verhaͤltnißmaͤßig Theil an 
den Rechten und Verpflichtungen, ſo wie an dem Eigenthum, Gewinn und 
Verluſt der Geſellſchaft. 


Langenberg, den 
(L. S.) 
Dieſer Aktie ſind beigegeben 
10 Dividendenſcheine der Serie J. 
fuͤr die Jahre 18 bis 18 


Die Direktion 
der Prinz Wilhelm Eiſenbahn. 
NN. NN. NN. 


Schema 


— 269 — 
Schema der Dioidenbdenfeheine. _ 


ER ©. —— 
Actie No. Verwaltungsjahr 18 
Prinz Wilhelm Eisenbahn. 
Dividendenschein No. der Serie J. 


\ Inhaber dieſes Scheins erhaͤlt gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaſſe der 
Prinz Wilhelm Eiſenbahn diejenige Dividende ausgezahlt, welche von dem 
einertrage des Verwaltungsjahres 18 fuͤr zahlbar erklaͤrt, und deren 
etrag nebſt Verfallzeit von der Direktion ſtatutgemaͤß bekannt gemacht wer⸗ 
en wird. 
Die Direktion 


der Prinz Wilhelm Eiſenbahn. 
NN. NN. NN. 


Langenberg, den 
4 8 


hi Vorſtehender Dividendenſchein wird nach H. 12. des Statuts ungültig, wenn 
le darauf zu erhebende Dividende nicht binnen vier Jahren, vom Tage der 
erſten öffentlichen Aufforderung an, erhoben wird. 


Nr. 2576.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 2. Mai 1845., betreffend die Remunerirung 
der Buͤrgermeiſter in der Rheinprovinz fuͤr die Beſorgung der Geſchaͤfte 
der Provinzial-Feuerſozietaͤt. 


Au Ihren Bericht vom 14. April d. J. genehmige Ich nach dem Beſchluſſe 
der zum achten Rheiniſchen Provinziallandtage verſammelt geweſenen Staͤnde, 
unter Abänderung der Beſtimmung des $. 77. des Reglements für die Pro⸗ 
vinzial⸗Feuerſozietaͤt der Rheinprovinz vom 5. Januar 1836. 

1) daß zur Remunerirung der mit Beſorgung der Feuer-Ssozietaͤtsgeſchaͤfte 
beauftragten Buͤrgermeiſter, zwei Prozent der Jahreseinnahme verwendet 
werden, davon aber 

a) ein und ein halbes Prozent den Buͤrgermeiſtern als eine feſte Gebühr 
bewilligt und 

b) ein halbes Prozent zu einem Gratifikationsfonds beſtimmt wird, aus 
welchem auf den Antrag und den Vorſchlag der Direktion durch den 
Oberpraͤſidenten denjenigen Buͤrgermeiſtern, die ſich die Förderung der 
Zwecke der Sozietaͤt beſonders angelegen ſein laſſen, Gratifikationen zu 
Theil werden; 

2) daß diejenigen, welche Gebäude bei der Sozietät neu verſichern oder die 
Verſicherungsſumme bereits verſicherter Gebaͤude erhoͤhen wollen, an die 
Buͤrgermeiſter fuͤr die Aufnahme dieſes Antrages eine Einſchreibungs— 
wer nach folgenden Saͤtzen entrichten ſollen: 

(Nr. 2575-2577, a) für 


= Me — 
a) für einen Antrag, welcher drei oder weniger Gebaͤudepoſitionen umfaßt, 
zwei und einen halben Silbergroſchen und 
b) fuͤr einen Antrag, welcher mehr als drei Poſitionen umfaßt, fuͤnf 
Silbergroſchen. 
Sie haben dieſe Beſtimmungen durch die Geſetzſammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Potsdam, den 2. Mai 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Grafen v. Arnim. 


(Nr. 2577.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 16. Mai 1845., betreffend die Ernennung von 
Subſtituten für Richterkommiſſarien im Bezirk des Rheiniſchen Appellations⸗ 
hofes zu Koͤln. 


Ale Ihren Bericht vom 6. d. M. will Ich zur Beſeitigung der bei den 
Gerichten uͤber die Anwendung des Artikels 110. der Rheiniſchen Civilprozeß⸗ 
Ordnung entſtandenen Meinungsverfchiedenheit hierdurch feſtſetzen, daß die 
Beſtimmung des gedachten Artikels auf den Fall, in welchem es ſich um die 
Erſetzung eines, nach geſetzlicher Vorſchrift vom Gericht zur Vornahme oder 
Leitung prozeſſualiſcher Verhandlungen ernannten Richterkommiſſars handelt, 
nicht anzuwenden, in dieſem Falle vielmehr der Subſtitut des zuerſt ernannten 
Kommiſſars vom Gerichte auf vorgaͤngige Verhandlung in der Sitzung durch 
ein Urtheil zu ernennen iſt. — Dieſe Order iſt durch die Geſetzſammlung zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 16. Mai 1845. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats- und Juſtizminiſter Uhden. 


